Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1669 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Dr. Pohle, Dr. APhammer, 
Dr. Schmidt (Wuppertal) und der Fraktion 
der CDU/CSU 


Sachgebiet 63 


betr. Haushaltsrisiken 1970/71 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welchen Mindereinnahmen gegenüber den Haushaltsan- 
sätzen der Steuereinnahmen für 1970 

a) im Haushaltsplan des Bundes, 

b) in den Haushalten der Länder, 

c) in den Haushalten der Gemeinden 

haben sich ergeben (ggf. — soweit exakte Zahlen noch nicht 
vorliegen — Schätzung) ? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung im Hinblick auf das vor- 
aussichtliche Ist-Steueraufkommen in 1970 die den Haus- 
haltsentwürfen für 1971 

a) des Bundes, 

b) der Länder, 

c) der Gemeinden 

zugrunde gelegten Schätzungen? 

2.1 Die Bundesregierung hat ihren bisherigen Steuer- 
schätzungen eine Wachstumsrate des Bruttosozialpro- 
dukts für 1971 von 7,5 v. H. zugrunde gelegt (Novem- 
ber-Bericht der Bundesbank S. 20). Das entspricht den 
Eckwerten, die die Bundesregierung mit 7 bis 8 v. H. 
für das anzustrebende Sozialproduktswachstum am 
22. Oktober 1970 beschlossen hat (BMWi-Tagesnach- 
richten vom 26. Oktober 1970). 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß die Ver- 
ringerung der Basiszahlen für 1970 zu einer Reduzie- 
rung der Schätzungen auch für das Jahr 1971 führen 
muß, wenn die von ihr gemäß Kabinettbeschluß vom 
22. Oktober 1970 angestrebte Steigerungsrate des 
Bruttosozialprodukts nicht auf Grund höherer Preis- 
steigerungen, als in diesen Zielwerten angenommen, 
wesentlich überschritten wird? 
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2.2 Mit welchen Mindereinnahmen (geschätzte Höhe) ist 
deshalb nach ihrer Auffassung 

a) beim Bund, 

b) bei den Ländern, 

c) bei den Gemeinden 
zu rechnen? 

2.3 Oder hat die Bundesregierung Gründe (welche?), gleich- 
wohl an der bisherigen Schätzung festzuhalten, die den 
von ihr vorgelegten Plänen zugrunde liegt? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Bundesbank 
(November-Bericht S. 20), daß Steuermehreinnahmen, soweit 
diese auf einem über die ursprünglichen Annahmen hinaus- 
gehenden Preisanstieg zurückzuführen sind, aus heutiger 
Sicht Anlaß sein sollten, den Nettokreditbedarf (beim Bund 
für 1971 = 2,9 Milliarden DM einschließlich Münzgewinne, 
jedoch ohne Bildungsanleihe und ohne Kreditaufnahmen für 
Krankenhausfinanzierung) zu vermindern, nicht dagegen, 
die Ausgabenpläne noch stärker auszuweiten? 

4. Bei welchen Ansätzen (wobei Titel mit gemeinsamer Zweck- 
bestimmung als ein Ansatz angesehen werden sollen) und 
Ausgabenblöcken im Bundeshaushaltsplan 1970 rechnet die 
Bundesregierung mit Mehrausgaben (einschließlich Deckung 
von Resten aus den Vorjahren zu Lasten des Gesamthaus- 
halts) von jeweils mehr als 10 Millionen DM (Einzelauf- 
stellung und Gesamtbetrag) gegenüber den veranschlagten 
Beträgen? 

5. Welche zahlenmäßigen Auswirkungen ergeben sich daraus 
nach Auffassung der Bundesregierung auf die Ansätze in 
dem von ihr vorgelegten Haushaltsentwurf 1971 (Einzelbe- 
träge und Gesamtaufstellung)? 

6. Welche weitergehenden Ausgaberisiken (Einzelbeträge und 
Gesamtaufstellung), für die Mittel im vorgelegten Haushalts- 
entwurf 1971 nicht oder nicht in hinreichendem Umfang vor- 
gesehen sind, bestehen nach Auffassung der Bundesregie- 
rung? 

Insbesondere: 

6.1 öffentlicher Dienst 

6.11 Was kostet eine Anhebung der Bezüge im öffent- 
lichen Dienst ab 1. Januar 1971 für das Gesamtjahr 
1971 um 1 v. H. für den Bund ohne Bahn und Post, 
jedoch einschließlich 

— der Soldaten, 

— der entsprechenden Mehrkosten des Landes 
Berlin, die mittelbar zu einer entsprechenden 
Anhebung der Bundeshilfe führen, 
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- — der dem Bund zur Last fallenden Mehrkosten 
der Zuwendungsempfänger des Bundes und 
— der aus Sachtiteln bezahlten Beschäftigten, und 
zwar 

a) insgesamt, 

b) für die Beamten, Richter und Soldaten — ein- 
schließlich Ruhegehaltsempfänger — , 

c) für die Angestellten und Arbeiter? 

6.12 Trifft es zu, daß im Haushaltsentwurf 1971 Mittel 
für eine Verbesserung der Bezüge im öffentlichen 
Dienst um durchschnittlich 8 v. H. vorgesehen 
sind? 

6.13 Welcher durchschnittlichen Verbesserung (Jahres- 
vergleich in v. H.) der Bezüge für Angestellte und 
Arbeiter entspricht die am 1. Dezember 1970 ver- 
einbarte tarifliche Neuregelung 

a) bei isolierter Betrachtung, 

b) bei Einrechnung bereits früher für 1971 verein- 
barter Verbesserungen (z. B. Anhebung des 
Weihnachtsgeldes, Umstellung der Arbeiter- 
löhne auf Monatslohn, Beamtenstellenzulagen 
für Angestellte) ? 

6.14 Ist — ggf. unter welchen Voraussetzungen * — in 
Aussicht genommen, im Laufe des Rechnungsjah- 
res 1971 weitere Verbesserungen für den Bereich 
der Angestellten und Arbeiter der öffentlichen 
Hand (welche, ab wann und mit welchen Mehr- 
kosten für den Bundeshaushalt 1971) zu verein- 
baren? 

6.15 Welche durchschnittliche Verbesserung der Be- 
züge (Grundgehalt und Ortszuschlag) der Beamten, 
Richter und Soldaten — einschließlich Ruhege- 
haltsempfänger — des Bundes (Jahreseinkom- 
mensvergleich in v. H.) wird sich durch die line- 
aren und strukturellen Maßnahmen 

a) nach dem Regierungsentwurf eines ersten Ge- 
setzes zur Vereinheitlichung des Besoldungs- 
rechts in Bund und Ländern (BR-Drucksache 
717/70), 

b) durch etwaige sonstige von der Regierung für 
1971 vorgesehene Verbesserungen (welche?) 
ergeben? 

6.16 Welche durchschnittliche Erhöhung der Bezüge 
(Jahreseinkommensvergleich) aller Arten von 
Bundesbediensteten — einschließlich Ruhegehalts- 
empfänger — ergibt sich in 1971 aus den von der 
Bundesregierung vorgesehenen Maßnahmen 
(Nummern 6.13, 6.14 und 6.15)? 
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6.17 Wie hoch sind die Gesamtkosten und welche im 
Haushaltsentwurf 1971 nicht gedeckten Mehr- 
kosten werden durch diese Maßnahme entstehen? 

6.2 Bundespost und Bundesbahn 

Bei Bundesbahn und Bundespost drohen trotz weitge- 
hender Auslastung der Kapazitäten infolge der sich aus 
der Konjunktur- und Preisentwicklung ergebenden 
Kostenexplosion riesige Verluste, die letztlich zu Lasten 
des Bundeshaushalts gehen müssen, soweit sie nicht 
durch Gebühren- und Tariferhöhungen abgedeckt wer- 
den. 

6.21 Trifft die von dem Vertreter des Bundesministers 
für Verkehr und für das Post- und Femmelde we- 
sen am 15. Oktober 1970 vorgetragene Schätzung 
noch zu, wonach für 1971 bei der Bundespost ohne 
Berücksichtigung von Verbesserungen der Bezüge 
im öffentlichen Dienst ein Verlust von mindestens 
600 Millionen DM zu erwarten ist, der sich unter 
Einrechnung des ungedeckten Verlustvortrages 
aus 1970 (400 Millionen DM gemäß 2. Nachtrag 
zum Voranschlag) auf mindestens 1 Milliarde DM 
erhöht? 

6.22 Um welche Beträge erhöht sich der für 1971 bereits 
hiernach zu erwartende Verlust der Bundespost 
bei einer durchschnittlichen Verbesserung der Be- 
züge aller Beschäftigten sowie der Ruhegehalts- 
empfänger ab 1. Januar 1971 

a) um 1 v. H., 

b) entsprechend dem Ergebnis der Tarifverhand- 
lungen vom 1. Dezember 1970 der bereits frü- 
her für 1971 vereinbarten Verbesserungen, et- 
waiger für 1971 in Aussicht genommener wei- 
terer Verbesserungen und den Absichten der 
Bundesregierung zur Verbesserung der Beam- 
tenbesoldung (vgl. oben zu 6.13, 6.14 und 6.15)? 

Welche zusätzliche Erhöhung des Verlustes ergibt 
sich aus Arbeitszeitverkürzungen? 

6.23 Wie gedenkt die Bundesregierung den sich aus der 
Summe der Antworten zu Fragen 6.21 und 6.22 zu 
erwartenden Gesamtverlust der Bundespost im 
Rechnungsjahr 1971 auszugleichen? 

Insbesondere: 

a) Inwieweit sind nach Auffassung der Bundes- 
regierung 

aa) Gebühren- oder Tariferhöhungen, und 
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bb) inwieweit Ausgleichsmaßnahmen zu La- 
sten des Bundeshaushalts 1971 (welche?) 
erforderlich? 

b) Welche durchschnittliche Erhöhung der Post- 
und Fernmeldegebühren wären ab 1. Januar 
1971 erforderlich, um eine volle Deckung aus 
den Beriebseinnahmen durchzuführen? 

c) Soweit die Bundesregierung Erhöhung der 
Postgebühren in Aussicht nimmt: 

Bei welchen Diensten der Post und in welchem 
Umfang und ab wann sind Gebührenerhöhun- 
gen nach ihrer Auffassung vertretbar und not- 
wendig? 

6.24 Einer Kleinen Anfrage nach der zu erwartenden Er- 
tragslage der Bundesbahn im Rechnungsjahr 1971 
ist die Bundesregierung in der Drucksache VI/1381 
mit der Begründung ausgewichen, daß eine Schät- 
zung zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich sei, 
„da das Ausmaß der Lohn- und Gehaltserhöhun- 
gen noch nicht erkennbar sei". Welcher Verlust 
ist bei der Bundesbahn aus heutiger Sicht im Rech- 
nungsjahr 1971 ohne Berücksichtigung dieser 
Lohn- und Gehaltserhöhungen zu erwarten? 

6.25 Wie hoch wurde der Jahres Verlust der Bundes- 
bahn für 1971 bei Festlegung des Ansatzes für 
„Zuweisungen an das Sondervermögen Deutsche 
Bundesbahn" im Haushaltsentwurf für das Rech- 
nungsjahr 1971 geschätzt? 

6.26 Welche Erhöhung des Verlustes 1971 tritt gegen- 
über den Zahlen zu Frage 6.24 ein 

a) durch die in der Drucksache VI/1381 erwähnte 
Verkürzung der Arbeitszeit um wöchentlich 
1 Stunde, 

b) durch eine durchschnittliche Verbesserung der 
Bezüge aller Beschäftigten der Bundesbahn 

aa) um 1 v. H., 

bb) entsprechend dem Ergebnis der Tarif Ver- 
handlungen vom 1. Dezember 1970, der be- 
reits früher für 1971 vereinbarten Verbes- 
serungen, etwaiger für 1971 in Aussicht 
genommener weiterer V erbesserungen 
und den Absichten der Bundesregierung 
zur Verbesserung der Beamtenbesoldung 
(vgl. oben zu 6.15, 6.13 und 6.14)? 

6.27 Inwieweit ist nach Meinung der Bundesregierung 
der zu erwartende Verlust der Bundesbahn in 1971 
a) durch Erhöhungen der Tarife (welche, um wel- 
chen Satz, ab wann?) und 


5 



Drucksadle VI/ 1669 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


b) inwieweit durch Bereitstellung öffentlicher 
Mittel aus dem Bundeshaushaltsplan 1971 
auszugleichen? 

6.28 In welchem Umfang müßten bei voller Deckung 
des verbleibenden Jahres Verlustes 1971 aus dem 
Bundeshaushalt die bei der Titelgruppe „Sonder- 
vermögen Deutsche Bundesbahn" im Kapitel 12 02 
des Entwurfs (S. 39 ff.) veranschlagten Beträge von 
insgesamt rd. 4 Milliarden DM erhöht oder umge- 
schichtet (von welchen Bereichen in welche Be- 
reiche?) werden? 

6.3 Devisenausgleich USA und Großbritannien 

6.31 Welche Beträge zur Leistung von Devisenaus- 
gleich für den mit dem 1. Juli 1971 beginnenden 
neuen Ausgleichszeitraum sind im Haushaltsent- 
wurf der Bundesregierung für das Rechnungsjahr 
1971 vorgesehen? 

6.32 Wie hoch sind die bisher bekannt gewordenen 
Vorstellungen (ggf. Größenordnung mit Ober- 
und Untergrenze) offizieller Stellen 

a) der USA, 

b) Großbritanniens 

über den Umfang des Ausgleichs für die Kosten 
der Stationierungsstreitkräfte (Jahresbeträge)? 

6.33 Durch welche Maßnahmen (z. B. Übernahme der 
Kosten für die Bediensteten der Streitkräfte?) sol- 
len diese Leistungen nach den Vorstellungen die- 
ser Stellen erbracht werden? 

6.34 Trifft es zu, daß damit gerechnet werden muß, 
daß die finanziellen Mehrbelastungen teilweise 
(in welchem Umfang etwa) dem Bundeshaushalts- 
plan 1971 zur Last fallen? 


7. Zwischenzeitliche Festlegungen und Ankündigungen 

Welche finanziellen Mehrbelastungen über die Ansätze des 
Haushaltsentwurfs 1971 hinaus ergeben sich aus sonstigen 
Gründen, namentlich aus zwischenzeitlichen Festlegungen 
und Ankündigungen der Regierung, insbesondere 

a) durch die von deutscher Seite in der Konferenz der euro- 
päischen Verteidigungsminister in Brüssel gemachte Zu- 
sage, die Verteidigungsausgaben in den nächsten fünf 
Jahren um rd. 1,8 Milliarden DM zu erhöhen (Süddeut- 
sche Zeitung vom 3. Dezember 1970), 
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b) durch den Regierungentwurf eines Zonenrandförderungs- 
gesetzes, in dessen Begründung eine vermehrte Mittei- 
bereitstellung gegenüber den Ansätzen des Finanzplans 
von jährlich 80 Millionen DM versprochen ist (BR-Druck- 
sache 542/70, letzte Seite), 

c) durch den Regierungsentwurf eines Finanzanpassungs- 
gesetzes (BR-Drucksache 596/70), nach dem die Erstattung 
von Verwaltungskosten an die Länder erst zum 1. Januar 
1972 wegfallen soll, während im Haushaltsentwurf 1971 
von einem Wegfall dieser Verpflichtung bereits ab 
1. Januar 1971 ausgegangen ist (vgl. Erläuterungen zu 
Titel 6004/63201 und 63251), 

d) durch die Beschlüsse des Ministerrates über den Haus- 
halt der Europäischen Gemeinschaften einschließlich der 
dabei beschlossenen Ausweitung des europäischen So- 
zialfonds? 


8. Ausgleichsvorstellungen der Bundesregierung 

8.1 Auf welchen Gesamtbetrag ist nach Auffassung der Bun- 
desregierung die Summe der im Haushaltsentwurf 1971 
aufzufangenden Risiken auf der Ausgaben- und Einnah- 
menseite zu beziffern? 

8.2 Welche Vorstellungen zur Deckung dieser Risiken hat die 
Bundesregierung? Soll der Ausgleich nach ihrer Auffassung 
ganz oder teilweise (in welchem Umfang) durch Erhöhung 
der Nettoneuverschuldung erfolgen? Oder beabsichtigt die 
Bundesregierung Ausgabekürzungen gegenüber den bis- 
herigen Ansätzen des Haushaltsentwurfs (in welchem Um- 
fang)? 

8.3 Soweit die Regierung Ausgabekürzungen in Betracht zieht: 
Bei welchen Ausgabenbereichen sollen diese erfolgen? 

8.4 Hat die Bundesregierung insbesondere Ausgabekürzungen 
bei 

a) den Verteidigungsausgaben, 

b) den Entwicklungshilfeausgaben, 

c) den Ausgaben zugunsten der Landwirtschaft, 

d) den Sozialausgaben, 

e) den Ausgaben zugunsten des Wohnungsbaus, 
i) den Verkehrs ausgab en (Straßenbau) , 

g) den Ausgaben zur Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung und des Bildungswesens 

zum Ausgleich der Risiken in Erwägung gezogen? 
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8.5 Beabsichtigt die Bundesregierung, bei dem Umfang der in 
Betracht stehenden Risiken einen Ergänzungshaushalt für 
das Rechnungsjahr 1971 vorzulegen? 

Ggf.: Bis wann? 


Bonn, den 4. Januar 1971 


Leicht 
Dr. Pohle 
Dr. Althammer 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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